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WIENER GEMEINDERAT

Sitzung vom3 .Oktober1930 .
Bürgermeis ter Seitz eröffnet um17 Uhr die Sitzung . DemGemeinderat

liegt folgender Dringlichkeitsantrag des . . Gschladt und Kollegen vor :

Bekanntlich wurde der gewesene Amtsrat des Wiener Magistrates

Franz Maderzu drei MonatenschwerenKerkers wegenVerbrechensdesMissbrau¬
chesder Amtsgewaltverurteilt ,begangendadurch ,dass er in vielenHunderten
von Fällen bei den Währinger Schwindelwahlen im Jahre 1927 Ausländern ,Wahl - ¬

unmündigenund sonstigen geeichten Parteigängern der Mehrheit ingesetzwid¬
riger Form das Wahlrecht erwirkt hat . Seine Verurteilung wegen dieses Ver¬

brechens ist am2 .Juli 1930rechtskräftig geworden .Damitist gemäss§85
der Dienstordnung für die städtischen Angestellten die Entlassung Maders

aus demstädtischen Dienste ohne Disziplinarverfahren von selbst einge - ¬
treten ,Maderalso seines Amtes ,vor allem aber auch seines rechtlichenAnspru
ches auf einen Ruhegenussverlustig geworden .Trotzdemhat der WienerStadt - ¬
senat verbürgten und unwidersprochenen Zeitungsnachrichten zufolge imJuli

ds . . diesemwegenseiner Verurteilung entlassenen BeamteneinenRuhegenuss
von nicht weniger als rund 800 Schilling monatlich zuerkannt .Es bietet wohl

§ 102,Absatz3 der Dienstordnung ,wonach" inbesondersrücksichtiswürdigenFäl
len der Stadtsenat über Antragder PersonalkommissiondemwegenAbstrafung
Entlassenenden Bezugdes vollen oder eires Teiles des narmalenRuhegenusses
zuerkennenkann " ,demWienerStadtsenat die formelle Grundlagefür seinenBo¬
schluss . DerWienerStadtsenat hat jedoch nachAnschauungdes Grossteilesder
Beamtenschaft der Gemeindeund wohl auch jedes rechtlich denkendenStaats¬
bürgers von dem ihm hinach eingeräumten " freien Ermessen "nicht im Sinne ,son¬

dern gegen den Sinn dieser Bestimmung Gebrauch gemacht und daher einon rochts - ¬

widrigen Beschluss gefasst .Dieser Beschluss wirkt umso aufreizender ,als erst

vorkurzemgegenanderestädtischeAngestelltemitsehrschwerenDisziplinar¬
strafen ,ja sogar mit der disziplinären Entlassungaus demDienstvorgegangen
wurde ,trotzdem sie wie zum Beispiel der Rechnungsbeante Rauer ,der Verw - ¬

tungsbeamteEichinger und der Löschmeister Neumayernicht wie Madermitdem

Strafgesetzein Konfliktgeratenwaren ,sondernin Heimwehrversammlungennur
vondemauch ihnen verfassingsmässiggewährldstetenRechteder freienMeinungs¬
äusserungGebrauchmachtenunddabeiangeblichdie WienerGemeindeverwaltung669
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bezw .die Tätigkeit des WienerBürgermeistersals junger Unterlehrerabfällig
kritisierten . DieVeröffentlichung dieses Beschlusses im Amtsblatt derStadt
Wien ist bisher unterblieben ,und zwar wohl nur aus dem Grunde ,weil ihn auch

die Mehrheit selbst als Schande empfindet und ihn daher verheimlichen will .

Dader StadtsenatimvorliegendenFalle offenkundigvondemihm
zustehendenfreien Ermessengegenden Sinn der DienstordnungGebrauchgemacht
hat ,wird der dringliche Antrag gestellt ,den Herrn Bürgermeister aufzufor¬

dern ,vondemihmnach§ 50der GemeindeverfassungzustehendenRechteder
Sistierung von Beschlüssen des Stadtsemates sofort Gebrauch zumachen .

Es wird sodann in die Tagesordnung eingegangen und ohneDebatte
genehmigt der Rechenschaftsbericht und die Bilanz der Zentralsparkasse sowie
des Kreditvereinesder Zentralsparkasseder GemeindeWienfür das Jahr1929
sowie die Abänderung des Flächenwidmungs - und Bebauungsplanes für denGe¬
bietsteil des III . Bezirk und Baulinienabänderungen imXIX . Bezirk .

GR. Dr.FriedjungreferiertüberdieVerlegungderTrinkerheil-¬
stätte in einen anderenPavillon der LandesHeil -undPflegeanstalt" Am. :

Steinhof ".
GR.Stöger( . . )weistzunächstdaraufhin ,dassdiePolizeimit

ihren MassnahmengegendenAlkoholismusgresse Erfolgeerzielt habe ,während
die GemeindeWmenin der Bekämpfungdes Alkoholismusviel zu weig leiste .Es .

gibtnureineeinzigeTrinkerberatungsstellederGemeinde,währonddiePolizei
in jedemBezirkeeine solche Beratungsstelle hat .Die Gemeindeunterstütztauch
die privateTrinkerfürsorgezuwenigoderin parteiischerWeise. Wiedringend
hich eine durchgreifende Hilfe nötig wäre ,beweist die Tatsache ,dass dieZahl
der belegtenBettenAmSteinhofvon2437imJahre 1923auf 3412imJahre1928
angewachsenist .Einen Lichtpunkt hildet die Abnahmeder studentischen Trink¬

unsitten .DieGemeindemüssteschonin derSchuledie Aufklärungüberdie
Schäden des Alkoholismus beginnen .Zum Schlusse spricht der Redner die Erwar¬

tungaus ,dassderReferent ,dereinMedizinersei sichbemühenwerde ,den
vorgebrachtenWünschenRechnungzu tragen ( Beifall bei der . . )

GR .Körber( . L)bezeichnetdie ErrichtungvonTrinkerheilstätten
als ausserordentlich notwendig und findet es bedauerlich ,dass die Gemeinde

hier viel zu wenig leistet .Ja die Gemeinde gestattet es sogar ,dass in ihren .

Unternehmungen die Arbeiter und Angestellten selbst Bier und Wein zum Aus - ¬

schankbringen .BadurchwirdnichtnurdenGewerbetreibendenSchmutzkonkurrenzSug
gemacht ,auf diesen Unfug sind auch einige Unfälle ,die sich in Elektrizi¬
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tätwerkenereignethaben ,zurückzuführen .DiesemUnfugmüsstegesteuertwerden
( Beifall beiderE . . )

GR .Friedjungweist in seinemSchlusswortedarauf hin ,dass inder
Trinkerheilstätte nicht nur Personen die durch den Alkoholgenuss geisteskrank

Trinker
gewordensind ,Aufnahmefinden ,sondern auch solche die sich freiwillig in
Anstaltsbehandlungbegeben. DerKampf ,dervonGemeindewegengegendenAlko¬
holismusgeführt werde .finde seine Grenzenebendarin ,dass nursolche
Trinker erfasst werden könmen ,die sich freiwillig in der Beratungsst elle oder

in der Anstalt selbst stellen .Es müsstedie Aufgabealler imöffentlichen
Leben wirkenden Personen sein ,durch Aufklärung den Kampf gegen den Alkoholis - ¬

muswirksamzu unterstützen .Gegenüberden Ausführungendes GR .Körherweist
der Gemeinde

der Referentdaraufhin ,dassin vielenUnternehmungen/schonseitlängerer
Zeitstatt AlkoholMilchverabfolgtwird.

Der Referentenantrag wirdangenommen .
GR. Schönreferiert über den Ankauf von Grinden an der Alszeile im

XVII .Rezirkzur künftigenErweiterungdes HernalserundDornbacherFriedhofs
und über die Bewilligung eines Kredites für diesen Zweck in der Höhe von

Schilling170. 200.
GR .Pfeiffer ( . . )gibt zunächst folgende Erklärung ab : Trotzderweit¬

gehendeninnerpolitischenEreignisseder letztenZeitbleibt die Stellungder
GrossdeutschenVertreter im Gemeindoratnach wie vor dieselbe wiebisher . Wir
sindin denGemeinderatals GegnerderMarxistenentsendctworden ,wirhaben
bisherin dieserHinsichtunserBestesgetan ,wirbleibenauchinZukunft
Gegnerder Marxistenundwerdenihre Tendenzennachwievornachdrücklichst

bekämpfen .
In deri

terungdesHernals
dagegenhabe ,dass

Sache selbst bemerkt GR. Pfeiffer ,dass er so sehr dieErwei¬

ser und Dornbacher Friedhofs zu wünschen sei ,dochBedenken

dieGründedesAlseggsdurchwegsfür Friedhofszweckeverwen¬
det unddadurchdic so notwendigeVorbindungsstrassezwischendemXVII.
undXVIII .BezirkaufdiesenGründenunmöglichgemachtwerdensoll .Er
äussert ferper Bedenkenüberdie Art ,wiedie Bedeckungfür i ,denAnkauf
der Gründenach demvorligendenAntrag

Aufklärung.(Boifall).
sucht werdensoll und hierüber

Waht
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ü InseinemSchlusswotteilt derBerichterstattermit ,dassdievon
GR .Pfeiffer als notwendigbezeichneteVerbindungsstrassezwischenHernalsund
Währingverlegtwerdenwird .Hinsichtlichder Bedeckungfür denAnkaufder
GründebemerktderBerichterstatter,dasseineneuePosteröffnetwerdenmusste,
weil in der nächsten Zeit wieder Grundankäufe durchgeführt werdensollen .

Die Referentenanträgeßwerdenangenommen.
GRtin Dr .Furtmüller beantragt die auf Grund des § 93 . V .getroffe - ¬

fene Verfügungdes Bürgermeistersauf Aufhebungder Bestimmungenbetreffend
die Festsetzung von Parkschutzgebieten für die Errichtung einer Gewächshaus¬

anlage im Lichtensteingarten im IX . Bezirknachträglich zugenehmigen .
St . . Rummelhardt( . . ) kritisiert ,dass Geschäftsstücke ,die gemäss

§ 99und§ 93 . V.behandeltwurden ,demGemeinderatverspätetvorgelegtwerden
DieVerfassungbestimmt ,dasssolcheGeschäftsstückeunverzüglichin denGe¬
meinderatkommenmüssen. DieArtder GeschäftsführungdurchdasGemeinderats- ¬
präsidium ist unerträglich und wir erheben dagegenentschiedenstProtest .
Das Präsidium hat die Bestimmungender Verfassung einzuhalten ,und wenndas
nicht geschieht,soschickenSie denGemeinderatnachHauseunddasVolkø
soll entscheiden ,ob es mit dieser Geschäftsführung einverstanden ist oder nich

( Beifall ) .

Grtin Dr .Furtmüllerstellt in ihremSchlusswortfest ,dass derAkt
am191Septemberden Ausschusspassiert hat ,dann vomStadtsenat erledigt
wurde .Er konntealso erst auf die Tagesordnungder heutigen Sitzunggestellt

werden .
DerAntragwirdangenommen .
GR. Hellmannersucht umnachträgliche Genehmigungder auf Grunddes

§93 . V.getroffenenVerfügunghinsichtlichderErteilungderBaubewilligung
zurErrichtungeinerFreiluftstationbeimUmspannwerkWien-Süd,XII. ,Potten-¬

dorferstrasse .

GR. Millik( . . )führtüberdie ArtderArbeitsvergebungfüreinen
Zubauzu der HauptfeuerwacheDöblingBeschwerde .Für diese Arbeitwurden5oder
6 Offerte eingebracht .DieAnbotewurdendurchgerechnetunddie Arbeitsollte
nundemBestbicter vergebenwerden. St. . Breitnerjedochliess sich denAkt
kommen ,legte die Offerte der Gesiba vor und fragte die Gesiba ,ob sie die

Arbeit billiger machen könne . DieGesiba hat diese Frggeselbstverstöndlich

bejaht undso wurdeihr auchdie Arbeitzugewisen ,obwohlsie gar keinRecht
auch

hat ,solcheArbeitenmhendurchzuführen .DieGesibahat/die Arbeitweiterge¬
geben . DieseArt der Arbeitrwergebung ist ein Schaden für die Gewerbetrei¬

bendenundwirmissendaherdringendstumAbstellungsolcherMissbräuchet
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St. . Breitnerstellt nunfest ,dassGR.Millikabsolutnichtrichtig
informiertseinkönne .DerTatbestaddhinsichtlichderArbeitsvergebungan¬
lässlich desZubaueszu der HauptfeuerwacheDöblingist folgender : Eswerden
mir,wennes sich umZuschusskreditehandelt ,die Offerte ,vorgelegt .Daswar
auch bei demerwähntenZubauder Fall ,Nunist jedoch nur einzeinzigeOffert
vorgelegenunddahabeichveranlasst,dassnocheinigeKonkurrenzofferte,da¬
runter auchvonder Gesibaeingeholtwerdensollen . DamitwardieAngelegenheit
für micherkedigt .Ich habe den Akt wederder Gesiba gezeigt ,noch überdie
ganze Angelegenheit mit der Gesiba irgendweikhe Verhandlungen gepflogen .

Sowurdennochdrei weitereAngeboteeingeholt .DarunterwaraucheinAnbôt
derGesiba ,dasumfünfProzentbilligerwar ,alsdasAnbdtdesBestbieters.
Daher hat die Gesiba auch die Arbeit bekommen .Es ist selbstverständlich ,dass

wirgegenüberderGesibanichtzweierleiMassanwenden .(Beifall).
DerReferentenantragwirdangenommen .
BürgermeisterSeitz stellt ge enüber den BeschwerdendesGR.

Rummelhardtfest ,dass der Akt ,betreffend Ankaufvon Gründenan derAlszeile ,
Post Nr .La ,denAusschussam17. Septemberordnungsgemässpassiert hat .Er
konnte aber nicht auf die Tagesordnung der nächsten Gemeinderatssitzung ge¬

setzt werden ,da er mit demAktAbzusammenhängt,der die finanzielleBedeckung
für diese Grundankäufe vorsieht .Dieser letztere Akt wurde im Ausschussam
17. Septemberbehandelt ,passiertedenSenatam23 .September,konntealsofrü¬
hestenszusammenmitdemerstenAkterst heuteimGemeinderat vorgelegt

werden .

Es wirdsodannder Dringlichkeitsantragder Gr .GschladfundKolleg
in Verhandlunggezogen,

GR. Gschladt( . . )bemerktin BegründungderDringlichkeit ,eswürd.
der gesamten Angestelltenschaft der Gemeindeund in der ganzenOeffentlich

keit nicht nur als Unrecht ,sondernauch als Schandeempfundenwerden ,wenn
der Beschluss des Stadtsenats in der Sache Mader aufrecht bliebe .Wirhaben
nichts dagegen ,dass der schuldlosen Familie eines Angestellten unter die Arme

gegriffen wird ,aber dic Art wie der Beschlussgefasst wurde ,ist eineBe¬
stätigung unserer wiederholten Behauptung ,dass die Korrumpierung imProgramm

der Personalpolitik der Mehrheit des Gemeinderates gelegen ist . Dieganze
Oeffentlichkeit und die Angestelltenschaft hat ein Recht auf ,die restlose Auf¬

n oklärung dieser Angelegenheit ,( Lebhafter Beifall bei den¬
Die Dringlichkeit wird abgelehnt .( Lebhafte Rufe hei denChristlich¬

sozialem : Unerhört! Skandal ! Korruption ! )Unter den Zwischenrufenund LänmbeiCsteop ed Uhdey wirddie Sitzungum19 ' 15geschlossen.
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